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I.
Ausgangslage

1.
Gemeindereform und Luzern ’99 

Mit Luzern ’99 ist im Januar 1997 auch eine Gemeindereform eingeleitet worden. Mit dem Planungsbericht des Regierungsrates an den Grossen Rat (B 48) über die Um​setzung des Projekts Gemeindereform vom 21. März 2000, der vom Grossen Rat am 3. Juli 2000 zur Kenntnis genommen worden ist, ist eine wichtige Projektphase ab​geschlossen. Die Umsetzungsphase wird unter dem neuen Namen „Gemeindereform 2000+, ein Kanton braucht starke Gemeinden“ fortgeführt. Im vorliegenden Projekt​beschrieb soll die Umsetzung der Gemeindereform geplant und organisiert werden. Die Reform sollte im Jahre 2008 formell abgeschlossen werden können. 

Mit dem Planungsbericht haben der Regierungsrat und der Grosse Rat die weitere Entwicklung der Gemeindereform festgelegt. Es geht dabei um die Umsetzung fol​gender Teilbereiche:

· Aufgabenzuteilung zwischen Kanton und Gemeinden

· Ausgabenteilung (mit Kostenrechnungen)

· Einnahmenverteilung (inklusive Finanzausgleich)

· Führungskonzept Kanton – Gemeinden

· Leistungsauftrag für Kanton und Gemeinden 

· Weiterbearbeitung der Strukturreform 

· Controlling für die Aufgabenerfüllung der Gemeinden (inkl. Finanzaufsicht)

2.
Gesamtprojekt, Teilprojekte

Das Projekt Gemeindereform 2000+ ist ein komplexes Gesamtprojekt, das in zahlreiche Teilprojekte gegeliedert wird. Die Steuerung des Gesamtprojektes liegt beim Regierungsrat bzw. beim Steuerungsausschuss, der von der Projektleitung unterstützt wird.. Diese Organe sind dafür verantwortlich, dass das Projekt richtig strukturiert und die Projektziele und Grundsätze in allen Teilprojekten eingehalten werden.  

Die Teilprojekte hingegen werden von den Departementen geführt. Alle Veränderungen müssen im Rahmen der Gesetzgebung definitiv beschlossen und danach gestützt auf Gesetze, Verordnungen und Weisungen umgesetzt werden.

Die Gesetzesentwürfe werden im Kanton Luzern unter der Verantwortung der De​partemente vorbereitet. An diesem Grundsatz soll festgehalten werden. Die Depar​temente der kantonalen Verwaltung haben daher bei der Umsetzung der Gemeinde​reform eine zentrale Bedeutung. Dabei dürften für die Gesetzgebung Projektorgani​sationen mit Beteiligung mehrerer Departemente nicht selten sein.

Zu beachten ist, dass die an den Gesetzesentwürfen arbeitenden Juristen und Juris​tinnen und Sachbearbeiter und Sachbearbeiterinnen mit den Ideen der Gemeinde​reform noch vermehrt vertraut zu machen sind und allenfalls ein Ausbildungsbedarf besteht. 

3.
Einbezug der Gemeinden

Beim nun beginnenden Gesetzgebungsprozess werden die Gemeinden / der VLG von Beginn weg als wichtige Partner auch in den Umsetzungsprojekten mitwirken können. Anzustreben sind jeweils paritätische Zusammensetzungen (Kanton und Gemeinden). Darüber hinaus können alle Gemeinden im Rahmen des Vernehmlas​sungsverfahrens ihre Argumente einbringen. 

4.
Kommunikation 

Bei einem derart vernetzten Projekt wie der Gemeindereform kommt der Kommuni​kation grosse Bedeutung zu. Zu denken ist dabei an die Information und 

Zusammenarbeit zwischen den Departementen, Information und Austausch mit und zwischen den Gemeinden und die Orientierung der Bevölkerung. Zum vorliegenden Projektbeschrieb gehört daher auch ein Kommunikationskonzept (Anhang 3).

5.
Aufgaben- und Finanzreform, neues Führungssystem

Die Umsetzung des Planungsberichts bedingt verschiedene Systemänderungen: Entflechtung der Aufgabenerfüllung und damit verbunden eine neue Ausgabentei​lung, Delegation der Verantwortung für die Aufgabenerfüllung und Einführung eines Controllings für Gemeinden, neues System beim direkten Finanzausgleich und Ab​schaffung des indirekten Finanzausgleichs usw. Diese Veränderungen werden mittel- bis langfristig Einsparungen für Kanton und Gemeinden ermöglichen. Um die Um​stellung nicht unnötig zu belasten, will der Kanton mit dem Systemwechsel selber keine zusätzlichen Einsparungen erzielen. Allerdings ist das System so angelegt, dass die finanziellen Belastungen durch politische Entscheide von der einen auf die andere Ebene (Kanton, Gemeinden) verschoben werden können. Sowohl beim di​rekten Finanzausgleich als auch bei den Beschlüssen über die Staatsbeiträge ist dies möglich. Die Kostenneutralität für Kanton und Gemeinden soll über eine Verän​derung des Kostenteilers für die Sozialversicherungsbeiträge erfolgen. Der Grosse Rat hat die Bemerkung der Staatspolitischen Kommission angenommen, wonach eine Mehrbelastung aus der Aufgabenverteilung über die Sozialversicherungsbei​träge und nicht primär über die Volksschulbildungsbeiträge ausgeglichen werden soll. 

II. Verfassungsänderung

Der Regierungsrat hat beschlossen, eine überarbeitete Fassung der Gemeindeartikel in die Vernehmlassung zu geben. Die Gemeindeartikel werden gleichzeitig mit der Vorlage zur Totalrevision der Verfassung zur Volksabstimmung gelangen, d.h. im September 2001.

III.
Aufgaben- und Finanzreform

6.
Leitlinien

6.1
Etappenweise Umsetzung der Aufgaben- und Finanzreform

Die Umsetzung in einem einzigen Schritt ist nicht möglich. Deshalb drängt sich für die Finanz- und die Aufgabenreform ein etappenweises Vorgehen auf, wobei daran zu denken ist, dass sämtliche Erlasse durchzusehen und auf den Reformbedarf hin zu prüfen sind. Für die Entscheidung, welche Bereiche und Gesetze in welcher Rei​henfolge umgesetzt werden können, ist zu differenzieren zwischen

· allgemeinen Gesetzen mit Auswirkungen auf die Mehrheit von speziellen Aufga​ben. Es sind dies namentlich das Finanzausgleichsgesetz, das Finanzhaushalts​gesetz der Gemeinden (neu zu schaffen), das Gemeindegesetz und allenfalls das Verwaltungsrechtspflegegesetz und

· Spezialgesetzen mit Auswirkungen auf einen speziellen Aufgabenbereich, z.B. das Einführungsgesetz zum Zivilgesetzbuch, das Einführungsgesetz zum Umweltschutzgesetz, das Wirtschaftsförderungsgesetz, das Personalgesetz.

Die Einführung des neuen Finanzausgleichssystems bedingt die Änderung der Spe​zialgesetze, die zur Auszahlung massiver Staatsbeiträge führen (Bereiche des Bil​dungswesens, wirtschaftliche Sozialhilfe, öffentlicher Verkehr). Es wird dazu auf An​hang 2 verwiesen. Hingegen können die weiteren allgemeinen Gesetze, wie das Ge​meindegesetz, unabhängig von einer konkreten Verschiebung inhaltlicher Aufgaben geändert werden. 

Die Spezialgesetze lassen sich auch bei unverändertem Finanzausgleichs- und Ge​meindegesetz verändern. Es ist allerdings wenig effizient, Aufgabenverschiebungen vorzunehmen und das Finanzierungssystem erst in einer späteren Phase zu revidie​ren. Aus Gesprächen mit Fachleuten, Gemeindevertretern und -vertreterinnen ergibt sich einhellig, dass das Finanzausgleichsgesetz vordringlich zu ändern ist. Es macht auch wenig Sinn, die konkrete Aufgabenzuteilung zu vollziehen, ohne das neue Füh​rungsmodell, insbesondere das Controlling, einzuführen. 

6.2
Bereichsweise Umsetzung

Ziel ist es, Pakete zu schnüren, deren Umsetzung zu sachlich vernünftigen und poli​tisch realisierbaren Resultaten führen. Es wird damit auch die Chance eröffnet, bei Kanton und Gemeinden thematische Kompetenzzentren zu schaffen und die Füh​rungsstruktur entsprechend anzupassen. 

Die Umsetzungsbereiche würden in der Privatwirtschaft als strategische Geschäftsfelder bezeichnet. Diese bedienen einen Teilmarkt mit dem entsprechenden Kundensegment. Sie stellen gleichartige Produkte (Leistungen) her, die auf einer einzigen oder auf ähnlichen Technologien und auf einem spezifischen, vor allem in diesem Geschäftsfeld konzentrierten Know-how basieren. Jedes strategische Geschäftsfeld hat eine eigene Strategie und bildet einen Führungsbereich, der durch einen homogenen Leistungsauftrag geführt wird. 

Grundlage für die Festlegung der verschiedenen Bereiche bildet der von der Arbeits​gruppe 2 im Rahmen von Luzern ’99 erarbeitete Bericht mit dem Titel „Schlussbericht der Arbeitsgruppe 2 für ein neues Führungssystem und eine neue Aufgabenzuteilung Kanton – Gemeinden“, vom 11. Januar 2000, insbesondere Beilage B. 

6.3
Auswirkungen auf das Führungssystem

Nach den Zielen des Projekts Gemeindereform soll das Führungssystem dezentrali​siert werden. Die Gemeinden erhalten also wesentlich mehr und abschliessende Kompetenzen. Dies ist eine politisch und betriebswirtschaftlich sehr wichtige Kompo-nente im ganzen Prozess. Folglich sollen jene Bereiche prioritär umgesetzt werden, die den Gemeinden den grössten Autonomiegewinn bringen. Diese Themen sind unter anderem im Rahmen der Totalrevision des Gemeindegesetzes, die als nächs​tes zu planen ist, zu behandeln.

6.4
Effizienz- oder Effektivitätssteigerungspotenzial

Durch das Projekt Gemeindereform sollen einerseits erhebliche Einsparungen und anderseits wesentliche Qualitätssteigerungen erzielt werden. Jene Umsetzungsbe​reiche, die die höchsten Effizienz- (=beste Wirtschaftlichkeit, d.h. gleiche Mittel, bessere Wirkung )) und Effektivitätssteige​rungspotenziale (=beste Wirksamkeit, d.h. gleiche Leistung, weni​ger Mittel oder gleich viele Mittel, aber bessere Leistung) aufweisen, sind zuerst zu behandeln. Aus diesem Grund soll beispielsweise der Um​setzungsbereich Soziales schnell angegangen werden. 

6.5
Politische Dringlichkeit

Es gibt Bereiche, in denen unabhängig vom Projekt Gemeindereform ein dringender Revisionsbedarf besteht. Es ist ideal, wenn grössere Gesetzesrevisionen zusammen mit der Prüfung des Umsetzungsbereichs, dem sie zugeordnet sind, durchgeführt werden können. Diese Idealvorstellung wird allerdings nicht in allen Fällen verwirk​licht werden können. Ist dies nicht möglich, so ist institutionell dafür zu sorgen, dass die Änderungsvorschläge mit der Gemeindereform kompatibel sind. 

6.6
Technische Machbarkeit

Es gibt Bereiche, die zurzeit noch nicht umsetzungsreif sind. Der Bereich Rech​nungswesen, Finanzhaushalt, Controllingsystem beispielsweise kann erst abschlies​send geregelt werden, wenn das System der Kosten- und Leistungsrechnungen aus​gearbeitet ist. Auch das Controllingsystem muss zunächst konzeptionell entwickelt werden. Die entsprechenden Vorarbeiten sind unverzüglich an die Hand zu nehmen. 

Der Umsetzungsbereich Sicherheit kann sinnvollerweise erst angegangen werden, nachdem das Bundesgesetz über den Bevölkerungsschutz erlassen worden ist.

6.7
Begleitung und Beratung durch die Projektleitung

Die Projektleitung ist in beratender Funktion für die Belange des Gesamtprojekts, der Teilprojekte der Aufgaben- und Finanzreform sowie der lokalen Projekte zuständig. Sie behält dabei insbesondere die im Planungsbericht (B48) und die von der Projektsteuerung vorgegebenen Zielsetzungen im Auge. Ein Mitglied der Projektleitung nimmt jeweils Einsitz in die Leitung der Teilprojekte Aufgaben- und Finanzreform. 

7.
Die Umsetzung im Einzelnen

Siehe Ziff. 12 und Anhang 2

IV.
Strukturreform

8.
Ausgangslage

Die Strukturreform ist als Prozess zu verstehen und wird damit zwangsläufig längere Zeit in Anspruch nehmen. Sie besteht aus den beiden Bereichen Verwaltungsreform und Gebietsreform. Die Verwaltungsreform besteht vor allem in der Förderung der Zusammenarbeit in neuen Aufgabenfeldern, der Schaffung von neuen Zusammenar​beitsformen und in der Umsetzung von New Public Management. Bei der Gebietsre​form geht es ausschliesslich um die Frage der Gemeindevereinigung, der Gebiets​abtretung und der Grenzkorrektur. Während die Verwaltungsreform weitgehend ohne Gesetzesänderungen vorangetrieben werden kann, sind für die Gebietsreform ein​gehende Regelungen notwendig. 

9.
Gebietsreform

Heute bestehen keine rechtlichen Ausführungsbestimmungen zu Gemeindevereini​gungen. Mit einem entsprechenden Gesetz über Zusammenarbeit und Vereinigung von Gemeinden ist Klarheit zu schaffen. Dabei sind auch emotional wichtige Fragen wie Gemeindenamen, Gemeindewappen, Amtsgrenzen etc. zu be​rücksichtigen. Die Vorarbeiten für ein solches Gesetz sind bereits angelaufen. Offen ist zurzeit noch, ob und allenfalls wie das Gesetz in die geplante Totalrevision des Gemeindegesetzes integriert wird.

Sollten sich einzelne Gemeindegruppen bereits in den nächsten zwei Jahren zur Zu​sammenlegung entschliessen, müsste die konkrete Fusion mit einem Dekret für den Einzelfall rechtlich geregelt werden. Selbstverständlich hätte der Inhalt eines solchen Dekrets präjudizielle Wirkungen und müsste mit den laufenden Vorarbeiten für das Vereinigungsgesetz abgestimmt und gut überlegt werden. Notwendig wäre zudem eine Teilrevision des Gemeindegesetzes, weil die Einwohnergemeinden namentlich im Gesetz aufgeführt sind. 

Der Regierungsrat wird in der ersten Hälfte des Jahres 2001 ein entsprechendes Dekret zu behandeln haben.

10.
Verwaltungsreform

Der Grosse Rat hat die Projektorgane mehrmals verpflichtet, neben der Gebietsre​form auch die Verwaltungsreform zu prüfen. Immer wieder war vor allem von neuen Formen der Zusammenarbeit die Rede. Die geltenden gesetzlichen Grundlagen las​sen aber die Verwaltungsreform schon in einem sehr weiten Umfang zu. Trotzdem drängen sich Änderungen im Gemeindegesetz auf.

· Der Mehrzweckverband ist heute rechtlich nicht zulässig. Seine Einführung be​dingt eine marginale Änderung des Gemeindegesetzes.

· Der Gemeindeverband und die Gemeindeverträge leiden heute anerkanntermas​sen an einem nicht unbeachtlichen Demokratiedefizit. Spätestens mit der Totalre​vision des Gemeindegesetzes sind hier neue Modelle vorzuschlagen.

· Outsourcing und Leistungskauf sind heute rechtlich möglich. 

Soweit sich die Verwaltungsreform in der Ausweitung der Zusammenarbeit auf wei​tere Aufgabengebiete erstreckt, ist die Zusammenarbeit mit dem Ziel der Stärkung regionaler Zentren entsprechend dem Zielstrukturplan (Planungsbericht B 48, Anhang 3) zu fördern. Diese Lösung stärkt die Position von Zentrumsgemeinden, fördert den Regionalisie​rungsgedanken und ebnet den Weg für sinnvolle Gemeindevereinigungen. 

11.
 Weitere Unterstützung von Gemeindeprojekten

Die Strukturreform findet auf der Stufe Gemeinde statt. Jede konkrete Änderung hat Projektcharakter. Der Kanton kann solche Projekte neben der finanziellen Unterstüt​zung auch personell unterstützen und die Gemeinden motivieren, solche Projekte anzugehen. Sowohl für die Motivation, die Begleitung der Gemeinden und die Be​achtung der Interessen des Kantons waren bis anhin die Regierungsstatthalter und das Projektteam in enger Zusammenarbeit zuständig. Diese Zusammenarbeit und die Beobachtung, Begleitung der Projekte durch den Kanton ist beizubehalten. 

Die laufenden Projekte sind Ende 2000 in eine entscheidende Phase gekommen. Die Weiterführung der Projekte ist zu fördern und zu unterstützen. Die Resultate der Reformprojekte sollen in die Gesetzgebung der Departemente einfliessen.

Zudem sollen neue Pilotprojekte lanciert werden. Von besonderer Bedeutung ist ein Pilotprojekt in der Agglomeration Luzern. Dort wohnt fast die Hälfte der luzernischen Bevölkerung. 

Bis zum heutigen Zeitpunkt stand die Gemeindevereinigung als unterstützenswertes Ziel im Zentrum der kantonalen Politik. Die Praxis der Pilotprojekte hat mehrfach ge​zeigt, dass dieses Ziel nur schrittweise zu erreichen ist. Regionale Projekte zur Zu​sammenlegung von Verwaltungsaufgaben im Sinne des Zielstrukturplans und eines Kriterienkatalogs im Sinne der Projektphilosophie werden vom Kanton deshalb sinn​vollerweise finanziell unterstützt und damit auch gewürdigt. Zudem ist zu bedenken, dass mit der Zusammenlegung von Verwaltungsaufgaben Personalprobleme, die im Falle einer Gemeindevereinigung anstehen würden, frühzeitig gelöst werden.

V.
Konkrete Planung des Gesetzgebungsverfahrens

12.
Organisation und Zuständigkeiten

Im Anhang 2 sind die in zeitlicher Hinsicht vordringlichen Gesetzgebungsprojekte erwähnt. Die Liste ist nicht abschliessend. Die Projektleitung plant rollend die Umset​zung der einzelnen Bereiche und nimmt dazu Rücksprache mit den betroffenen De​partementen. Für die Aufgabenreform dient der Schlussbericht der Arbeitsgruppe 2 von Luzern ’99 für ein neues Führungssystem und eine neue Aufgabenteilung Kan​ton – Gemeinden vom 11. Januar 2000 als Grundlage.

Das für den Umsetzungsbereich zuständige Departement erstellt einen Projektbe​schrieb, der Aussagen zu folgenden Punkten macht:

-
Definition Umsetzungsbereich (inkl. Gesetze, die anzupassen, aufzuheben, neu zu schaffen sind)

· Projektorganisation mit den Verantwortlichkeiten

· Projektziele (einschliesslich Grobübersicht) über den Änderungsbedarf

· Art der Beteiligung der Gemeinden (vgl. Ziff. 3)

· Zeitlicher Ablauf der Umsetzung von der Startphase bis zur Inkraftsetzung der 
Gesetze

· Kommunikationskonzept

Die einzelnen Projektbeschriebe sind in Zusammenarbeit mit der Projektleitung zu erarbeiten (vgl. Ziff. 15 lit. b).

VI.
Projektorganisation und Projektorgane 

Für die Umsetzung des Planungsberichts ist eine neue Projektorganisation notwen​dig, die sich nach den Aufgaben der Umsetzung ausrichten muss. Sie muss soweit wie möglich in die bestehende Verwaltungsorganisation von Kanton und Gemeinden eingepasst werden. Wo sich spezielle Organisationsformen aufdrängen, sind sie ex​akt zu bezeichnen. Die Projektorganisation wird im neu geschaffenen Amt für Ge​meinden integriert. Die neue Dienststellenleiterin wird als Projektleiterin eingesetzt.

13.
Regierungsrat

Aufgaben
· Genehmigung des Projektbeschriebs zur Umsetzung der Gemeindereform

· Genehmigung der Umsetzungsplanung

· Behandlung von Geschäften, die die Projektsteuerung dem Regierungsrat unterbreitet.

14.
Projektsteuerung

3 Mitglieder des Regierungsrates (Paul Huber, Kurt Meyer und Max Pfister)

Projektleiterin Gemeindereform (beratend, Protokoll)

Aufgaben: 


· Genehmigung des Rasters für die Teilprojektsbeschriebe

· Genehmigung der Projektbeschriebe der Teilprojekte bei der Aufgabenreform

· Auftragserteilung an die Projektleitung

· Vergabe von Mandaten an Expertinnen und Experten, sofern die Finanzierung gesichert ist

· Genehmigung von Berichten der Projektleitung und der Arbeitsgruppen

· Entscheide über das Konzept der Öffentlichkeitsarbeit

· Anträge an den Gesamtregierungsrat

Die Projektsteuerung informiert den Regierungsrat kontinuierlich über den Verlauf der Gemeindereform 2000+.

Besonderes

Die strategische Begleitung der Projektorgane im laufenden Geschäft obliegt dem Justiz-, Gemeinde- und Kulturdirektor. Er informiert die Projektsteuerung über wichtige Entscheide.

15.
Strategisches Begleitkomitee

Es ist paritätisch zusammengesetzt aus 3 Mitgliedern des Regierungsrates (Paul Huber, Kurt Meyer und Max Pfister) und 3 VLG-Vertreter/innen (James Sattler, Her​bert Lustenberger und einem weiteren Mitglied) und berät die Projektsteuerung. 

16.
Projektleitung

Judith Lauber, Projektleiterin und Vorsteherin des Amtes für Gemeinden (Vorsitz)

Erwin Galliker, Regierungsstatthalter

Kurt Stalder, Finanzverwalter des Kantons Luzern

Dr. Mark Kurmann, Rechtsberater des VLG

Stefan Pfäffli, stellvertretender Geschäftsführer des VLG
Aufgaben und Kompetenzen

a. Gesamtprojekt

· Vorschläge für die rollende Planung der Projektumsetzung
– Strukturierung des Gesamtprojekts; Definition der Umsetzungsbereiche
– Inhaltliche und zeitliche Koordinierung der Teilprojekte

· Überwachung des Gesamtprojekts und der Teilprojekte gemäss lit. b

· Regelmässige Berichterstattung über den Stand der Projektarbeiten an die Projektsteuerung; Anträge

· Anträge für die Öffentlichkeitsarbeit (inhaltliche und zeitliche Koordinierung; ein einheitliches Erscheinungsbild)

· Anträge zu Unterstützungsgesuchen der Gemeinden für ihre Projekte

· Aufträge nach Anweisung der Projektsteuerung

b. Teilprojekte
· Prüfung der Projektbeschriebe im Hinblick auf die Einhaltung der Ziele und Grundsätze des Gesamtprojekts; Änderungsanträge
· Zusammenarbeit mit den Leitungen der Teilprojekte. In der Regel nimmt eine Vertretung der Projektleitung Einsitz in die Leitung des Teilprojekts. 
· Begleitung der Teilprojekte unter den Aspekten
– der Ziele und Grundsätze des Gesamtprojekts
– der zeitlichen Koordination der Teilprojekte
c. Lokale Projekte

· Initiierung, Förderung und Begleitung lokaler und regionaler Projekte  
17. 
Amt für Gemeinden

Im Rahmen der Gemeindereform 2000+ ist das Amt für Gemeinden insbesondere für folgende Be​reiche zuständig:

· Entscheide über Gesuche um finanzielle Unterstützung von Projekten im Rahmen der Ausgabenkompetenzen des Amtes

· Ansprechstelle für alle Belange des Projekts

· Öffentlichkeitsarbeit im Auftrag der Projektsteuerung, inklusive Internet-Auftritt

· Administrative Unterstützung der Projektsteuerung und der Projektleitung

· Beratung der Gemeinden und Begleitung von Gemeindeprojekten

· Pilotprojekt für Aufbau eines Benchmarkings für interessierte Gemeinden in Zusammenarbeit mit dem IBR und den kantonalen Stellen. Im Herbst 2001 wird entschieden, ob Benchmarking weitergeführt wird, in welcher Form und in welchem Umfang, getragen und geleitet von welchen Organisationen.  

· Zusammenstellen der relevanten Daten und Informationen über den Gemeindeentwicklungsprozess.
18.
Regierungsstatthalter 

Sie sind in die spezielle Projektorganisation für die Umsetzung des Planungsberichts eingebunden und begleiten und beraten die Gemeinden im Rahmen ihres Grundauf​trags und in Zusammenarbeit mit dem Amt für Gemeinden. 

19.
Die Departemente

· Erarbeiten die Projektgrundsätze und Projektbeschriebe der Teilprojekte der Aufgabenreform in Zusammenar​beit mit der Projektleitung

· Leiten die partnerschaftlich zusammengesetzten Teilprojektgruppen für die Ge​setzgebungsprojekte im Zusammenhang mit der Gemeindereform

· Erarbeiten Gesetzesentwürfe im Zusammenhang mit der Gemeindereform zu Handen der Teilprojektgruppen

· Unterstützen die Projektorgane bei der Öffentlichkeitsarbeit

· Informieren die Projektleitung regelmässig über den Stand der Gesetzgebungsar​beiten

VII. Finanzen

20.
Finanzierung der Projektorgane

Kanton und Gemeinden beteiligen sich an der Projektorganisation. Vorgesehen ist, dass jeder Partner und jede Partnerin die von ihm/ihr delegierten Personen nach ei​genen Richtlinien finanziert (z.B. Sitzungsgelder). Für spezielle Projektaufträge ist nach Finanzierungslösungen zu suchen.

21.
Finanzierung ab 2001

Ab dem Jahr 2001 ist das Projekt über die laufende Rechnung zu finanzieren. Die notwendigen finanziellen Mittel sind beim Amt für Gemeinden und bei den Departe​menten einzustellen. 

Für die Unterstützung von Gemeindevereinigungen und Basisprojekten ist der Erlass eines Dekrets vorgesehen. 

5. Februar 2001

Gemeindereform 2000+

lic. iur. Judith Lauber

Beilagen

· Organigramm der neuen Projektorganisation, Anhang 1

· Liste Gesetzgebungsprojekte, Anhang 2

· Kommunikationskonzept, Anhang 3 
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